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G „Strukturelles“ Haushaltsdefizit: Hätte Marburg die Gewinne der 
Unternehmen mit dem selben Satz besteuert, wie es die vergleich-
bar großen Städte (50-100.000 Einwohner*innen) im Durchschnitt 
tun, hätte es seit 2005 250 Mio. Euro mehr an Gewerbesteuer 
eingenommen. 	                            Nach Karikaturen von Klaus Stuttmann

Kürzungshaushalt droht für 2026
Die Linke fordert, die sozial-ökologische Zukunft Marburgs nicht zu verdüstern

Fortsetzung S. 6

Zuviel Gewinn
Der Vorgang ist einmalig. CSL 
Behring, Tochter eines austra-
lischen Konzerns, baut für 150 
Mio. Euro ein Forschungslabor 
und setzt nach drei Jahren die 
500 Beschäftigten auf die Stra
ße. Davor hatte schon Biontech 
die Halbierung seiner Beleg-
schaft angekündigt.

Wie unfähig ist das CSL-Manage-
ment? Solche Fehlschüsse sind in 
einem Unternehmen, das in Mar-
burg jährlich bis 600 Mio. Euro 
Profit macht, offensichtlich Pea-
nuts. Es fragt sich, warum „der 
„größte Standort für Forschung 
und Entwicklung von CSL“, 
schließen muss. Konzernchef 
Paul Perrault verkündete bei der 
Eröffnung, der Komplex würde 
Marburg weit über die Bundes-
grenzen hinaus zum Leuchtturm 
der Biotechnologie machen.

Ministerpräsident Boris Rhein 
und Bundesministerin Bettina 
Stark-Watzinger (FDP) zeigten 
sich bei Besuchen beeindruckt.

Obwohl CSL nicht das Investiti-
onsklima bemängelt, weiß es 
Dirk Bamberger (CDU-Abgeord-
neter) besser. Er sieht Marburger 
„Attraktivitätsprobleme“.

Dabei hat der Magistrat der Phar-
mabranche 2021 mit einem Ge-
werbesteuersatz von nur 357 und 
jüngst mit der Ausweisung eines 
neuen Gewerbegebiets den roten 
Teppich ausgerollt. Die Linke 
wurde für politikunfähig erklärt, 
weil sie den Steuersatz auf deut-
schen Durchschnitt (435 Punkte) 
anheben wollte.

Die Konzerne haben die Geschen-
ke, die jetzt im Haushalt fehlen, 
gerne genommen. Als Dank sol-
len bei CSL 500 Menschen gehen, 
weil so noch höhere Profite zu 
erzielen sind.	 Nico Biver

Die Kürzung der städtischen 
Ausgaben und Leistungen – 
das ist gegenwärtig die De-

vise in der Marburger Stadtpolitik. 
Nach Angaben des Magistrats be-
steht ein Loch von 40 Mio. Euro im 
Haushalt 2025, das strukturell sei 
und auf Jahre hinaus den Haushalt 
belasten werde. Wenn das so ist, 
gilt es einen kühlen Kopf zu bewah-
ren und erst einmal zu schauen, wie 
man die Einnahmen der Stadt ver-
bessern kann. Die Linke hat schon 
seit vielen Jahren kritisiert, dass 
man den finanzstarken Firmen am 
Pharma-Standort, aber auch der 
DVAG oder den großen Immobili-
enunternehmen ein Steuerparadies 
bereitet hat. Nicht nur die gute In-
frastruktur, sondern auch die ver-
gleichsweise niedrige Gewerbesteu-
er kommt ihren Wünschen entge-
gen. Bei niedrigen Gewerbesteuern 
bleiben die Gewinne in den Taschen 
der Großunternehmen – gleichzei-
tig fehlt das Geld für wichtige sozi-
ale Aufgaben zum Beispiel bei gün-
stigem Wohnraum oder bei der In-

standsetzung von Schulen, bei der 
Stadtentwicklung oder beim Kli-
maschutz. Und wo in der Verwal-
tung schon jetzt ein Mangel an Per-
sonal herrscht und viele Vorhaben 
deswegen aufgeschoben werden 
müssen, soll ebenfalls weiter ge-
kürzt werden.

Nun scheint der Magistrat end-
lich ein wenig aufgewacht zu sein 
– eine Erhöhung der Gewerbesteu-

er ist im Gespräch. Die 
Linke befürchtet aber, 
dass sie viel zu zaghaft 
geschieht und den He-
rausforderungen, vor 
denen die Stadt steht, 
nicht gerecht wird. Sie 
fordert, dass die Erhö-
hung der Gewerbesteu-

er mindestens in einer Größenord-
nung ausfallen muss, die der Praxis 
in anderen vergleichbaren Städten 
wie Gießen oder Hanau entspricht.

Im September soll der Haushalt 
für das kommende Jahr im Stadtpar-
lament eingebracht werden. Die Kür-
zungen, die jetzt schon in der Debat-
te sind, lassen die Haare zu Berge ste-
hen. So ist die Rede davon, die Verträ-
ge mit sozialen und kulturellen Ein-
richtungen im sogenannten freiwilli-
gen Bereich zu kündigen – das kann 
nur auf massive Kürzungen hinauslau-
fen. Auch vor Klimaschutzmaßnah-
men soll der Rotstift nicht haltma-
chen. Die Linke wird keinem Haushalt 
zustimmen, der die soziale Daseins-
vorsorge in Marburg einschränkt.	  
	 Renate Bastian

Miriam, du warst als 
Delegierte auf dem 
Bundesparteitag in 
Chemnitz. Was hat 
sich dir eingeprägt?
Miriam: Beim Bundes-
parteitag haben wir ei-

nen tollen Leitantrag beschlossen, 
mit dem wir auch vor Ort gut in die 
nächste Zeit starten können. Als 
Klassenpartei werden wir an der 
Organisierung von Mieter*innen 
arbeiten und Ortsverbände im Kreis 
aufbauen. 

Die Hoffnung organisieren
Interview mit den Kreisvorsitzenden der Linken 
Miriam Stoll und Urs Köllhofer
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Marburger Zeitenwende
Koalition stimmt für CDU-Antrag für Veteranentagsfeier 

G Den Antikriegstag am 1. September begeht Die Linke mit einer 
Kundgebung am Deserteurdenkmal vor der ehemaligen Kleinen 
Jägerkaserne. 2018 sprach Jan Schalauske vor einer immer noch 
aktuellen Forderung. 
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G Auch der Immobilieninvestor S+S will mit Bebauungsvorhaben 
auf dem ehemaligen Molkereigelände an der Umgestaltung des 
Viertels mitverdienen.

Am 15. Juni wurde bundes-
weit erstmals ein sogenann-
ter Veteranentag begangen. 

Noch der alte Bundestag hatte be-
schlossen, in dieser Form mehr 
Sichtbarkeit für die Bundeswehr zu 
schaffen und aktive und ehemalige 
Soldat*innen zu ehren. Die Marbur-
ger CDU, sonst immer eher knaus-
rig wenn es um öffentliche Ausga-
ben geht, initiierte jüngst in der 
Stadtverordnetenversammlung ei-
nen Beschluss, damit auch in Mar-
burg Militär und Soldatentum ze-
lebriert werden. Noch vor einigen 
Jahren undenkbar, erhielt das CDU-
Ansinnen diesmal Unterstützung 
durch die Klimakoalition. 

Der Beschluss reiht sich ein in 
eine Stimmung, in der Aufrüstung 
und militärische Lösungen als al-
ternativlos propagiert werden. Der 
Antrag zielt auch weniger auf die 
Unterstützung von Veteran*innen, 
die von vergangenen Regierungen 
zwar in den Krieg geschickt, im 
Anschluss aber vergessen worden 
sind. Es scheint, als solle künf-
tig die „Kriegstüchtigkeit“ vor den 
Toren der Stadt nicht haltmachen. 
Es handelt sich um eine kleine Mar-
burger Zeitenwende. 

Auf Druck der Linken hatte das 
Parlament in der Vergangenheit 
sich vielfach kritisch gegen Milita-
risierung positioniert, etwa durch 
Beschlüsse zur Aufarbeitung der 
Geschichte der Marburger Jäger 

und des Militarismus, gegen die 
„Gelben Schleifen“ für die Bundes-
wehr, für die Unterzeichnung des 
Appells für einen Atomwaffenver-
botsvertrag und gegen Rüstungs-
forschung zugunsten der US-Armee 
an der Uni. Die Fraktion Die Linke 
hält an dieser Haltung fest, denn 
für eine Erhöhung des Rüstungs-
haushaltes von jüngst 1 auf bald 
5 Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes gibt es „keine sicherheits-
politische Begründung“ wie einige 
SPD-Veteranen in einem Manifest 
schrieben. 

Erinnern wir uns: Aus den Erfah-
rungen mit Krieg und Faschismus 
gab es in der alten Bundesrepublik 
auch einen anderen Umgang. Als 

Bundespräsident Gustav Heinemann 
1974 aus dem Amt des Bundesprä-
sidenten ausschied, verzichtete er 
auf das militärische Zeremoniell des 
Großen Zapfenstreichs und lud zu 

Die Sparkasse Marburg-Bie-
denkopf lässt an der Frau-
enbergstraße für ihre 450 

Beschäftigten ein neues Verwal-
tungsgebäude bauen – Kostenpunkt  
100 Mio. Euro. Auf dem ehemaligen 
Temmler-Gelände sind ebenfalls die 
Bagger am Werk. Zwischen Temm-
ler-, Johann-Konrad-Schäfer-, Frau-
enberg- und Cappeler Straße soll 
ein neues Quartier entstehen, mit 
viergeschossigen Gebäuden und bis 
zu 450 Wohnungen. Das Konzept 
hat die Stadt Anfang Mai in einer 
Bürgerversammlung vorgestellt, im 

gleichen Monat wurde es im Stadt-
parlament beschlossen.

Diesmal soll auch die soziale In-
frastruktur vorab geplant werden: 
ein neues Bürgerbüro, ein Kinder-
garten, Spiel- und Freifächen, ver-
kehrsberuhigte Zonen vorrangig für 
Fuß- und Radverkehr, verbesserte 
Busanbindung, ein Quartierspark-
haus am Rand des Viertels, Bäume 
und Grünfläche für Mensch und Kli-
ma. An eine Grundschule ist eben-
falls gedacht, eventuell auf dem Vi-
tos-Gelände – eine Brücke zum un-
teren Richtsberg.

Die Linke hat dem Konzept zuge-
stimmt, denn es enthält viele ih-
rer langjährigen Forderungen. Aber 
es gibt auch Wermutstropfen. Im 
Stadtparlament fragte Jan Scha-
lauske nach der dringlichen Um-
gestaltung des Südbahnhofs mit 
einem barrierefreien Zugang zu den 
Gleisen, weiter nach der Verkehrs-
beruhigung der Beltershäuser Stra-
ße. An der ehemaligen Molkerei we-
hen seit Langem die Fahnen der in 
Marburg dominierenden S+S Grund-
besitz AG der Schreyer-Familie, sie 
flattern auch für deren Gewinner-
wartungen. Umso wichtiger ist es, 
dass die im Konzept enthaltene So-
zialwohnungsquote von 30 Prozent 
auch realisiert wird und die städ-
tische Wohnungsbaugesellschaft 
GeWoBau auf möglichst vielen Flä-
chen zum Zug kommt.

Nach Aussage des Magistrats 
kann es viele Jahre dauern, bis das 
Konzept vollständig umgesetzt ist. 
Die Linke wird den weiteren Gang 
der Dinge jedenfalls aufmerksam 
und kritisch begleiten und wo nö-
tig Druck machen. Außerdem ist im 
Quartier um den Südbahnhof eine 
aktive Bürgerinitiative unterwegs, 
damit die guten Ansätze des Kon-
zepts auch wirklich umgesetzt wer-
den.	 Burkhard Höse

Umbau im Südbahnhofsviertel
Startschuss für neues Quartier mit Wohnungen und sozialer Infrastruktur

einer Bootsfahrt auf dem Rhein ein. 
In der Stadt an der Lahn böte es 
sich doch an, dass der Oberbürger-
meister zukünftig 10 Veteranen auf 
eine Bootstour mit der Elisabeth II 
einlädt.	 Jan Schalauske
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G Renate Bastian, die Fraktions-
vorsitzende der Linken, mit Son- 
gül Rolffs, Saunanutzerin, am 
Aquamar.
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F Prof. Dr. Hans-Jörg Lessig, 
Stadtrat von Ruhla, Henning Kös-
ter für den Marburger Magistrat, 
Stefan Hartung, Bürgermeister  
von Ruhla, und Michael Heiny von 
der Marburger Geschichtswerk- 
statt gedachten der Opfer der 
Morde von Mechterstädt (vlnr.). 

„Wir erinnern an die Morde von 
Mechterstädt und begreifen sie als 
Mahnung, jederzeit für Demokratie 
und Freiheit einzutreten.“ Diese Ge-
denktafel ist an der Mauer der alten 
Universität Am Lahntor angebracht. 
Sie erinnert an die Ermordung von 
15 Arbeitern im thüringischen 
Mechterstädt durch ein Marburger 
Studentenkorps (Stukoma) am 25. 
März 1920. Die Arbeiter verteidig
ten die Weimarer Republik gegen 
den reaktionären Kapp-Putsch. Sie 
wurden hinterrücks und straflos von 
den Studenten erschossen.

Es hat 99 Jahre gedauert bis im 
Beisein der Stadt Marburg, der Uni-
Leitung, des AStA und des Bürger-
meisters der Gemeinde Ruhla, zu der 
Mechterstädt gehört, die Tafel ange-
bracht wurde. Seit vielen Jahren fin-
det in Thüringen auf Einladung des 
Bürgermeisters vor Ort am Grabmal 
der Ermordeten eine Gedenkveran-
staltung statt. Auch diesmal nahm 
für die Stadt Marburg Henning Kö-
ster (Die Linke) als ehrenamtlicher 

Links wirkt
Sauna – mindestens ein 
Tag mehr nur für Frauen 

Das beantragte Die Linke. Nach et-
was Hin und Her schlossen sich die 
Stadtverordneten im Mai einstim-
mig an. Bis zum Herbst legt der Ma-
gistrat ein Konzept vor. Kostet ja 
auch nicht mehr als ein bisschen 
guten Willen und Organisation.

Nur ohne rechtsextreme AfD

Kurz vor der Bundestagswahl brach-
te die CDU im Bundestag einen 5-
Punkte-Plan zur Bekämpfung der 
Migration ein. Der fand nur mit den 
Stimmen der AfD, assistiert durch 
das BSW, eine Mehrheit. Die Lin-
ke  fand das unerträglich und legte 
einen Antrag vor, der Ähnliches in 
Marburg verhindern soll. Mit den 
Stimmen der Koalitionsparteien 
und MLP beschlossen die Stadtver-
ordneten in der März-Sitzung eine 
geänderte Variante des Antrags:  
Die Stadtverordnetenversammlung 
macht sich die Haltung zu eigen, 
dass parlamentarische Mehrheiten 
nicht dadurch zustanden kommen 
dürfen, indem dafür die Stimmen 
der in weiten Teilen extrem rechten 
AfD oder gleichgearteter Parteien 
notwendig sind.      Renate Bastian

Stadtrat an der Gedenkfeier teil und 
legte im Auftrag auch der Universi-
tät einen Kranz nieder. 

Michael Heiny und Harald Mai-
er-Metz von der Geschichtswerk-
statt mahnten in ihrer Rede: „Zwar 
scheint uns heute die Wahrheit über 
die Morde von Mechterstädt unum-

Ganz oben auf der Sorgenlis
te steht in Ockershausen 
seit vielen Jahren der zu-

nehmende Verkehr. Trotz Rahmen-
planung, trotz Initiativen des Orts-
beirats, trotz Diskussionen mit der 
Bauverwaltung zeichnete sich keine 
Besserung ab. Das erzeugte starken 
Unmut. Nun gab es für den Schul-

Stolperstein Anliegerstraße
Magistrat macht Rückzieher: Durchgangsverkehr soll weiter vor Schulen fließen 

bereich in der Leopold-Lucas-Straße 
eine Initiative des Baudezernenten 
Michael Kopatz, die in vielen Punk-
ten den Vorstellungen des Ortsbei-
rats entsprach: Der Bereich zwischen 
Bachweg und Schwanallee wird 
umgestaltet zur Fahrradstraße mit 
breiteren Gehwegen, mehr Grün und 
Vorrang für Busse. Das verspricht 

Entspannung der chaotischen und 
gefährlichen Verkehrsverhältnisse, 
wenn morgens und nachmittags 
rund 3.000 Schüler*innen sich hier 
bewegen, Elterntaxis unterwegs 
sind und gleichzeitig noch Durch-
gangsverkehr herrscht.

Der Ortsbeirat fand die Vorschlä-
ge gut, lehnte aber die geplante 
Ausweisung als Anliegerstraße ab. 
Obwohl: Einkauf, Sport, ein Besuch, 
die Arbeit – alles wäre wie bisher 
möglich. Nur der Durchgangsver-
kehr hätte es etwas schwieriger. 
Das brachte die örtliche CDU auf 
die Palme. Sollte hier der Pkw-Fluss 
verlangsamt werden? Vielleicht so-
gar der Autoverkehr reduziert? Ein 
„Auto-Bann“? Der Magistrat gab 
nach. Schade, dass man nicht we-
nigstens den Versuch einer Anlie-
gerstraße zugelassen und ausgewer-
tet hat. Der Schritt zu einem Stra-
ßenabschnitt mit mehr Sicherheit, 
besserer Luft und angenehmerem 
Aufenthalt wäre etwas größer aus-
gefallen.	 Renate Bastian

G Fraktion Die Linke in der Stadtverordnetenversammlung: Renate 
Bastian (1. Reihe links), dahinter Jan Schalauske und eine Reihe 
weiter Miguel Sanchez

Mechterstädt mahnt stößlich, aber in Zeiten von fake 
news muss das nicht so bleiben. 
Und es ist wichtig, diese Wahrheit 
lebendig zu halten. Denn sie liefert 
wichtige Argumente in der Ausein-
andersetzung mit diesen selbster-
nannten Führern rechter Bewegun-
gen, gibt den Opfern des Stukoma 
… Recht und Würde zurück und ist 
Teil unseres Kampfes zur Verteidi-
gung der Demokratie.“	 Redaktion
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G Stadtverordneter Jan Scha-
lauske vor der abgerissenen 
Scheune in Dagobertshausen

Im Marburger Außenstadt-
teil Dagobertshausen könnte 
es so beschaulich sein. Wä-

ren nicht die seit Jahren wach-
senden Aktivitäten um die Inve-
storenfamilie Pohl (Deutsche Ver-
mögensberatung; DVAG), die den 
kleinen Ort zum Leidwesen vieler 
Bewohner*innen in eine Event-In-
dustrie umwandelt. Für den nächs
ten Baustein, ein Boardinghaus, 
genehmigte der Magistrat den Ab-
riss einer denkmalgeschützten 
Scheune im Ortskern, trotz anhal-
tender Kritik von Denkmalschüt-
zern. Der Marburger Handwerks-
meister Jan Wündisch wandte sich 
empört an die Kommunalaufsicht. 

Sonderrechte für Milliardäre
Trotz Denkmalschutz musste Scheune für die Pohl-Event-Industrie Platz machen

Das Regierungspräsidium stellt 
fest, der Abriss sei „nicht im Ein-
klang“ mit den gesetzlichen Vorga-
ben erfolgt und rügte die Stadtre-
gierung. Eine heftige Schlappe für 
den Magistrat.

Es ist nicht das erste Mal, dass 
sich bei Geschehnissen in Dago-
bertshausen die Interessen des 
großen Geldes in Marburg durch-
setzen. Im Jahr 2010 wurde ein 
denkmalgeschütztes Gebäude in 
der Rosenstraße zugunsten der Fir-
menzentrale der DVAG abgerissen 
und eine Straße auf Wunsch des 
verstorbenen Firmenpatriarchen 
nach seiner Gattin benannt. Der 
Milliardär spendete sogar Millio-

Immer wieder klagen Miete-
rinnen und Mieter am Richts-
berg über steigende Nebenkos

ten. Bei genauerem Hinsehen fra-
gen sie sich, ob sie die Kosten für 
die Beseitigung unsachgemäß ent-
sorgten Mülls tragen müssen. Meh-
rere Wohnungsbaugesellschaften, 
darunter auch die Gemeinnützige 
Wohnungsbaugesellschaft Hessen 
(GWH), legen Zusatzkosten auf die 
Mieterschaft um, ohne dass die-
se in den Jahresendabrechnungen 
ausgewiesen werden.

Man kann drei Fälle zusätzlicher 
Entsorgungskosten unterscheiden:

Wird bei interner Kontrolle falsch 
getrennter Müll entdeckt, beauf-
tragen die Gesellschaften teilwei-
se externe Entsorger – wie ein Un-
ternehmen aus Gießen – anstelle 
des städtischen Dienstleistungs-
betriebs DBM mit der Beseitigung. 

Der Hochschulpakt 2025, den 
das Land den Universitäten 
aufgezwungen hat, ist be-

schlossen – gegen massiven Pro-
test von Studierenden, Beschäf-
tigten und auch der Linken. Obwohl 
Hessen durch die teilweise Aufhe-
bung der Schuldenbremse jährlich 
eine Milliarde Euro mehr zur Ver-
fügung hat, bleiben die bis 2031 
vereinbarten Finanzmittel für die 
Hochschulen hinter den Kosten-
steigerungen zurück. Das bedeu-
tet für die Philipps-Universität die 
Streichung von 100 Stellen, Kür-
zungen und weitere Verschlechte-
rung der Arbeits- und Studienbe-
dingungen.

Die Linke hatte früh gewarnt und 
in der Stadtverordnetenversamm-
lung einen Antrag durchgesetzt, 
der klare Worte fand: Der Hoch-
schulpakt gefährdet die Grundla-
gen einer funktionierenden Hoch-
schule. Der Magistrat wurde beauf-

nen an die Stadt, damit diese ei-
nen Schrägaufzug zum Schloss in 
Angriff nehmen sollte. Nach län-
geren Diskussionen kam der Auf-
zug nicht, das Geld wurde teilwei-
se wieder zurückgefordert. Der Ver-
kauf eines letzten städtischen Fi-
letstücks am Afföller konnte dank 
zivilgesellschaftlichen Protests 
verhindert werden. Für die Frakti-
on der Linken ist klar: Es ist nicht 
die Aufgabe städtischer Politik, 
dem großen Geld den roten Tep-
pich auszurollen. Recht und Gesetz 
sollte für alle gelten. Nicht mehr 
und nicht weniger. Jan Schalauske
Buchtipp: Chwala, Deppe, Rilling, 
Schalauske (Hrsg.): Die gekaufte 

Fo
to

: L
eo

n 
Bö

tt
ne

r

Wissenschaft eingespart
Pakt für Stellenabbau und schlechte Studienbedingungen

tragt, sich beim Land gegen die 
Pläne zu positionieren.

Die Antwort des hessischen Wis-
senschaftsministers Timon Grem-
mels (SPD) lässt jeden Bezug zur 
Realität vermissen. Kein Wort zu 
befristeten Stellen, zu wachsen-
den Unsicherheiten, zu überlas
teten Fachbereichen. Stattdessen 
bedankt er sich für unsere „Sorgen“ 
und spricht allen Ernstes von „Rü-
ckenwind“ für die Verhandlungen 
– als wären die Proteste in Mar-
burg bloß freundliche Hinweise. 
Er schließt mit dem Wunsch, seine 
Antwort möge uns „optimistischer 
in die Zukunft blicken lassen“.

Die Linke bleibt dabei: Hoch-
schulen müssen staatlich ausfinan-
ziert werden – planbar, bedarfsge-
recht und solidarisch. Sie steht an 
der Seite der Studierenden und Be-
schäftigten gegen diesen Pakt und 
für eine soziale, zukunftsfähige Wis-
senschaftspolitik.       Leon Böttner

Stadt. Der Fall Marburg: Auf dem 
Weg zu „Pohl-City“? VSA-Verlag.

Wer zahlt für illegalen Müll?
Die Kosten landen pauschal bei al-
len Mietparteien.

Taucht illegaler Sperrmüll auf 
und lässt sich nicht ermitteln, wer 
ihn abgeladen hat und ob die Per-
son überhaupt in dem Haus wohnt, 
greifen sie erneut auf Privatfirmen 
zurück. Die Rechnung zahlen die 
Bewohner*innen.

Kommt es zur Überfüllung der 
städtischen Müllcontainer, er-
folgt nicht selten eine zusätzliche 
Entsorgung durch private Firmen 
– mit deutlich höheren Kosten. 
Auch hier wird auf die Mietpar-
teien ohne transparente Abrech-
nung umgelegt

Dies ist rechtlich nur dann zuläs-
sig, wenn die Umlegung klar ver-
traglich geregelt und in der Ab-
rechnung nachvollziehbar ausge-
wiesen ist (§ 556 BGB). Pauscha-
le oder versteckte Kostenposten – 

etwa unter „sonstige Betriebskos
ten“ – genügen diesem Anspruch 
nicht. Auch die sogenannte Kau-
salitätsprüfung fehlt oft: Wer verur
sacht den Müll? Wurden die Kosten 
gerecht aufgeteilt?

Fazit: Die Praxis mehrerer Woh-
nungsbaugesellschaften Entsor-
gungskosten ohne klare Zuordnung 

auf die Mietparteien abzuwälzen, 
untergräbt das Vertrauen in eine 
faire Abrechnung und überschrei-
tet womöglich rechtliche Grenzen. 
Wer Müll nicht verursacht, sollte 
ihn auch nicht bezahlen. Alle ha-
ben das Recht auf klare, überprüf-
bare Abrechnungen.	

Bernd Hannemann
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Termine

Regelmäßige Termine 
im Linken-Büro, Elisabethstr. 9, 
35037 Marburg

u  Aktiven-Treffen  jeden 2. 
Montag, 17.00-19.00 Uhr

u  Fraktion Die Linke in der 
Marburger StVV  Sitzung mit Inte-
ressierten, montags, 19.45 Uhr

u  Kreis AG  dienstags, 19.30 Uhr

u  SDS-Plenum  Do., 18.00 Uhr

u  Linksjugend [‚solid]  freitags, 
16.00 Uhr

u  FLINTA*Vernetzung  jeden 1. 
Sonntag im Monat, 15.00 Uhr

u  Sozialsprechstunde „Links 
hilft“  dienstags, 14.00-18.00 Uhr

u  Sommerfest der Linken  
Sa. 16. Aug., ab 16 Uhr, Am 
Rotkehlchen, neben der Waggon-
halle, Bultmannstraße, Marburg

u  Kreismitgliederversammlung  
Thema: Kommunalprogramme 
Sa., 27. Sept., Ort und Zeit 
werden noch bekannt gegeben

G Palästina-Tücher in einem 
Laden in Bethlehem

Der Landkreis Marburg-Bie-
denkopf steht mit einem 
Haushaltsdefizit von über 

20 Mio. Euro vor einer massiven 
finanziellen Schieflage. Marode 
Schulgebäude, gestrichene soziale 
Leistungen, eine gefährdete Kin-
der- und Jugendhilfe – all das sind 
keine abstrakten Fakten, sondern 
konkrete Ausdrucksformen eines 
schleichenden sozialen Rückbaus. 

Während im sozialen Bereich das 
Messer angesetzt wird, wächst der 
Druck auf jene, die diese Entwick-
lungen in größere politische Zu-
sammenhänge einordnen wollen. 
Wer im Kreistag etwa auf den Zu-
sammenhang zwischen Kürzungen 
und steigenden Rüstungsausgaben 
hinweist, sieht sich nicht mit Wi-
derspruch konfrontiert, sondern 
mit Verboten. Relevante Anträge 
werden bereits im Vorfeld ausge-
bremst, indem sie nicht auf die Ta-
gesordnung gesetzt werden. Selbst 
ein Antrag zur Stärkung demokra-
tischer Mitbestimmung durch Bür-
gerbeteiligung wurde mit dem Hin-
weis „wird bereits gemacht“ ohne 
Debatte gestrichen. Was nicht dis-

Die Linke sucht das 
direkte Gespräch 
mit den Bürge-

rinnen und Bürgern. „Wir 
klopfen an Türen, fragen, 
hören zu. So können wir in 
der politischen Arbeit den 
konkreten Anliegen am bes
ten gerecht werden“, lau-
tet das Motto. Anfang Mai 
ging es an den Ortenberg. 
Anlass war der Verkauf 
mehrerer Mietshäuser an 
das Marburger Unterneh-
men S+S Immobilien. Es 
ist allgemeine Praxis, dass 
nach privaten Immobilien-
geschäften die Mieten spürbar er-
höht werden. Da wollte Die Linke 
nachhaken und die Menschen vor 
Ort befragen: Wie ist die aktuelle 
Situation, wo drückt der Schuh?

Häufig äußerten sich die Bewoh

Stadtallendorf: Auslän-
derbehörde erhalten!

Am 10. Juni protestierte die Kreis-
tagsfraktion der Linken vor der 
Ausländerbehörde in Stadtallen-
dorf gegen deren drohende Schlie-
ßung. Die Außenstelle des Fach-
dienstes Ausländer- und Staatsan-
gehörigkeitswesen des Kreises be-
treut über 7.000 Menschen und ist 
für viele ein wichtiger Ansprech-
partner im Alltag. Eine vollstän-
dige Verlagerung nach Marburg 
würde für zahlreiche Betroffene 
Erschwernisse bedeuten – insbe-
sondere für Familien, ältere Men-
schen sowie Menschen ohne Auto 
oder digitalen Zugang.

Die Linke fordert den Erhalt der 
Außenstelle, regelmäßige offene 
Sprechstunden und eine bürgerna-
he Verwaltung, die Integration un-
terstützt.          Bernd Hannemann

Spenden

Helft uns, dem „großen Geld“ mit 
Spenden Paroli zu bieten: 
Die Linke Marburg-Biedenkopf
IBAN DE27 5139 0000 0017 6239 07 
Volksbank Mittelhessen

Was kommt nach Vermieterwechsel?
Die Linke informierte sich am Ortenberg über Mietshäuserverkauf an S+S

ner*innen hoffnungsvoll zur Über-
nahme durch S+S Immobilien – vor 
allem im Vergleich zur vorherigen 
Eigentümerin Vonovia. Es wur-
de berichtet, dass notwendige In-
standhaltungen bei Vonovia aus-

blieben und dringende Reparaturen 
immer wieder verschoben wurden. 
Könnte sich mit dem neuen Eigen-
tümer etwas verbessern?

Die Linke meint: Vorsicht ist ge-
boten. Einige Mieter*innen berich-
teten bereits jetzt von gestiegenen 
Nebenkosten. Da konnte Die Linke 
den kostenfreien Heizkostencheck 
anbieten, bei dem die Rechtmä-
ßigkeit der Abrechnungen geprüft 
wird. Konkret geschah das in einer 
Informationsveranstaltung Mit-
te Juni, bei der es um die Rech-
te gegenüber den Vermieter*innen 
ging. Darüber hinaus gab es Tipps, 
wie man sich gegen ungerecht-
fertigte Mieterhöhungen wehren 
kann. Denn trotz der Erleichterung 
über das Ende der Vonovia-Vergan-
genheit bleibt die Angst vor stei-
genden Mieten in der S+S-Zukunft.

Alexander Kuhne

Tuch des Anstoßes
Kreistag: Blicke über den Tellerrand und Tücher sind tabu

kutiert wird, bleibt auch politisch 
folgenlos.

Inmitten dieser demokratischen 
Erosion droht nun seitens des Re-
gierungspräsidiums einem linken 
Mitglied des Kreisausschusses ein 
Disziplinarverfahren – nicht etwa 
wegen eines politischen Verge-
hens, sondern wegen des Tragens 
einer Kufiya, eines palästinen-
sischen Tuchs. Die Begründung: Es 
handele sich um ein „politisches 
Signal“.

Worin das Signal bestehen soll, 
wurde nicht mitgeteilt, aber of-
fensichtlich reicht allein schon ein 
möglicher Hinweis auf das Thema 
aus, Israels Existenz bedroht zu se-
hen.

Merkwürdigerweise wird niemand 
gemaßregelt, wenn er mit gelben 
Schleifchen am Revers seine Unter-
stützung für die schnelle Eingreif-
truppe in Stadtallendorf zum Aus-
druck bringt. 

Das Verbot eines Kleidungsstücks 
erinnert an russische Verhältnisse. 
Bei einer Aktion nach Beginn des 
Ukraine-Krieges hielt in Moskau 
eine Frau ein Plakat hoch auf dem 

nichts stand. Sie wurde trotzdem 
verhaftet. 

Während über reale Kriegsver-
brechen im Nahen Osten nicht de-
battiert werden darf, wird ein Klei-
dungsstück zum Gegenstand offi-
zieller Maßregelung. Der Vorgang 
ist nicht nur unverhältnismäßig – 
er ist ein Warnsignal, weil hier der 
Boden demokratischer Auseinan-
dersetzung verlassen wird.	

Bernd Hannemann
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G In Marburg erzielte Die Linke den höchsten Zweitstimmenanteil in 
einer Gemeinde im Westen. Mit 19 Prozent zog sie mit SPD und CDU 
knapp hinter den Grünen gleich. 		      Gestaltung: Nico Biver

Hungerbeihilfe
Nach 60.000 Toten, der Zerstö-
rung der meisten Wohngebäude, 
Schulen und aller Universitäten 
fand Friedrich Merz Israels Ver-
such, die Menschen in Gaza durch 
Aushungern zu vertreiben, „inak-
zeptabel“ – aber nur in Worten. 
Die Waffenexporte gehen weiter 
und anders als Frankreich oder 
Spanien wird Deutschland Paläs
tina nicht als Staat anerkennen.

Dass im Ukraine-Krieg bis Juni 
710 Kinder starben und in Gaza 
16.503 zeigt, dass in Berlin mit 
zwei Ellen gemessen wird.

Die Siedlungs- und Vertreibungs-
politik kann aber nur gestoppt 
und ein Staat Palästina in den be-
setzten Gebieten gegründet wer-
den, wenn die internationale Ge-
meinschaft Israel, der größten 
Militär- und einzigen Atommacht 
der Region, in den Arm fällt.

Aus „Staatsräson“ werden viele 
Proteste gegen Israels Verbre-
chen als antisemitisch abgestem-
pelt. Wer diese als Völkermord 
bezeichnet, muss mit Sanktionen 
rechnen. Veranstaltungen (selbst 
mit jüdischen Referent*innen) 
werden verboten oder abgesagt. 
Der Bekämpfung des Antisemitis-
mus wird damit ein Bärendienst 
erwiesen.

Während im Mai in London 
500.000 demonstrierten, trauen 
sich hier nur wenige auf die 
Straße. Dabei haben zwei Drittel 
der befragten Deutschen kein 
Verständnis für Israels Vorgehen.

Die Linke Marburg-Biedenkopf 
wird sich verstärkt an Aktivitäten 
für ein „Ende des Krieges und des 
Völkermords in Gaza, für einen 
Rückzug Israels aus den 1967 be-
setzten Gebieten“ und für die 
Anerkennung eines Staates Paläs
tina, der dort entstehen soll, be-
teiligen. Dabei tritt sie Antisemi-
tismus und Islamfeindlichkeit 
entschlossen entgegen.

Sie stellt sich „an die Seite aller 
Zivilist*innen in der Region, die 
unter Gewalt, Besatzung und Ver-
treibung leiden“ und solidarisiert 
sich auch mit allen Betroffenen 
in Marburg.	 Nico Biver

Wir wollen als Partei, die prak-
tisch hilft, auch in Marburg sicht-
bar sein.

Weder bei Kürzungen auf der 
kommunalen Ebene, noch bei Krie-
gen oder einer massiven Aufrüstung 
machen wir mit! In einer Demokra-
tie sind Entscheidungen niemals al-
ternativlos. Der Titel des Parteitags 
zeigt, wo es hin geht. Wir werden 
„die Hoffnung organisieren“ und 
einen praktischen Unterschied ma-
chen.
Ihr seid seit Mai Kreisvorsitzen-
de. Wie wollt ihr mit dieser Ver-
antwortung umgehen?
Miriam: Es ist eine spannende He-
rausforderung, weil nächstes Jahr 
ja schon wieder die Kommunal-
wahlen anstehen. Ich bin motiviert 
und glaube, dass wir da gute Ergeb-
nisse erreichen können. Wir haben 
ja viele neue Aktive und Erfahrene. 
Das sind gute Voraussetzungen, um 
ein neues Jahr in der Kommunalpo-
litik einzuläuten.
Urs: Ich bin seit 2013 Mitglied und 
war mit Pausen seit 2014 im Kreis-
vorstand. Dabei habe ich viele Erfah-
rungen gesammelt und kenne den 
Kreisverband sehr gut. Ich denke, 
mit meiner vermittelnden Art kann 
ich dazu beitragen, dass die neuen 
und die erfahrenen Mitglieder in der 
Partei zusammenwachsen.

Urs wie hat sich Die Linke seit 
deinem Eintritt verändert? Was 
ist gleich geblieben?
Urs: Es sind vor allem zwei Verän-
derungen: Die Partei hat sich im 
Schnitt um etwa 10 Jahre verjüngt, 
gleichzeitig haben wir uns von ei-
ner Partei mit 20-30 % Frauenanteil 
zu einer Partei gewandelt, in der 
Frauen und andere FLINTA* über 50 
% der Neueintritte ausmachen.

Wie viele neue Mitglieder dieses 
Jahr auch, bin ich damals zur Bun-
destagswahl eingetreten und habe 

mich direkt eingebracht. Das hat 
sich überhaupt nicht verändert.
Ihr spracht beide den starken Mit-
gliederzuwachs an. Der Kreisver-
band hat sich, wie auch die Bundes-
partei, in der ersten Jahreshälfte 
mehr als verdoppelt. Wie plant ihr 
die Neumitglieder einzubinden?
Miriam: Wir haben viele neue Ar-
beitsgruppen, die sich bilden. Das 
versuchen wir als Vorsitzende und 
als Vorstand natürlich zu unterstüt-
zen. Außerdem wollen wir viele Ak-
tionen und Veranstaltungen durch-
führen, zum Beispiel führen wir 
schon wieder Haustürgespräche und 
planen eine Veranstaltung zu femi-
nistischer Kommunalpolitik.
Hier im Stadtbereich hatte Die 
Linke bei der Bundestagswahl mit 
fast 20 Prozent ihr bestes Ergeb-
nis in einer westdeutschen Stadt. 
Wie erklärt ihr euch diesen hohen 
Stimmenanteil?
Urs: Das Ergebnis war hier das bes
te, das wir jemals hatten, was zwei 
Gründe hat: Unsere Basis hier war 
schon immer groß. Daher gab’s hier 
immer die besten Stimmenanteile in 
Westdeutschland und diese Veran-
kerung ist erfolgreich weiter getra-
gen worden. Außerdem ist das gute 
Ergebnis natürlich auf das uner-
müdliche Engagement unserer Mit-
glieder zurückzuführen.

Das Interview führte Justin Ritter

Fortsetzung von S. 1

Die Hoffnung organisieren
Interview mit den Kreisvorsitzenden der Linken Miriam Stoll und Urs Köllhofer

G Vorsitzende Miriam Stoll und Urs Köllhofer (2. und 1. v.r.) und 
die anderen im Frühjahr gewählten Mitglieder des Kreisvorstandes: 
Leon Böttner, Peter Lob, Nicole Gürtler, Andrea Sollwedel, Alexander 
Kuhne, Lynn Markert, Dennis Stoll, Mariele Weber, Judit Margaretha 
Grimm, Dominik Osman Hechler


